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Der BGH hat in Sachen „smartlaw“, einem digital nutzbaren Angebot vonWolters Kluwer, entschieden – zugunsten von Legal-Tech-

Anbietern. Denn anders als die die Klage anstrengendeHanseatische Rechtsanwaltskammer ist der I. Zivilsenat der Ansicht, dass die

mittels einesFrage-Antwort-KatalogsautomatisierteErstellungvonVerträgenundanderenRechtsdokumentenzulässig istundnicht

gegendas Rechtsdienstleistungsgesetz verstößt. „Wir freuenuns überdie Bestätigungunserer RechtsauffassungdurchdenBundes-

gerichtshof. Eine für viele Standardfälle programmierte Software kann keine Rechtsberatung im Sinne des Gesetzes sein und diese

auchnichtersetzen– zumindest so lange siewie smartlaw lediglich auf einemAlgorithmusbasiert, der vordefinierte Entscheidungs-

bäumeabarbeitet, undnichtetwaauf künstlicher Intelligenz.MitBlick auf die Zukunft undeineWeiterentwicklungder Technologien

bleibt das Thema allerdings spannend. Es wird abzuwarten sein, ob der Gesetzgeber hiermit einer klaren Vorgabe für Rechtssicher-

heit sorgt“, so Kristina Schleß, Assistant General Counsel Legal & Regulatory Europe bei Wolters Kluwer (Rechtsnews smartlaw vom

9.9.2021). Demgegenüber sieht die RAK Hamburg nach dieser Entscheidungmit Sorge, dass der Schutz des Rechtsdienstleistungs-

gesetzes vor unqualifizierten Rechtsdienstleistungen leerlaufe, sobald die Ausarbeitung komplexer Verträge, für die die Inanspruch-

nahme anwaltlichen Rates durchweg unerlässlich sei, von jedermann erbracht werden dürfe, wenn dies automatisiert erfolge

(PM RAKHamburgvom9.9.2021). Legal Tech–einThemaauch fürdieneueBundesregierung?

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Digitaler Vertragsdokumentengenera-

tor ist zulässig – kein Verstoß gegen das RDG

Der BGH hat mit Urteil vom 9.9.2021 – I ZR 113/

20 – entschieden, dass ein juristischer Fachver-

lag einen digitalen Rechtsdokumentengenerator

betreiben darf, mit dem anhand eines Frage-

Antwort-Systems und einer Sammlung abge-

speicherter Textbausteine Vertragsdokumente

erzeugt werden. Die Erstellung eines Vertrags-

entwurfs mithilfe des digitalen Rechtsdo-

kumentengenerators ist keine nach § 3a UWG

unlautere Handlung, weil sie keine unerlaubte

Rechtsdienstleistung i. S. von § 2 Abs. 1, § 3 des

RDG darstellt. Die Tätigkeit der Beklagten be-

steht darin, mithilfe der programmierten und im

Internet bereitgestellten Software Vertragsdoku-

mente anhand der Vorgaben der Nutzer zu er-

stellen. Dabei wird sie nicht in einer konkreten

Angelegenheit des Nutzers tätig. Sie hat die

Software auf der Grundlage von denkbaren typi-

schen Sachverhaltskonstellationen program-

miert, zu denen sie im Vorgriff auf die vorgege-

benen Antworten standardisierte Vertragsklau-

seln entwickelt hat. Die über den üblichen Fall

hinausgehenden individuellen Verhältnisse des

Anwenders finden – ähnlich wie bei einem For-

mularhandbuch – bei der Erstellung des Ver-

tragsdokuments keine Berücksichtigung. Der

Nutzer erwartet daher auch keine rechtliche Prü-

fung seines konkreten Falls.
(PM Nr. 171/2021 vom 9.9.2021)

BGH: Wettbewerbsbeschränkung zulasten

der Vertragshändler bei Belieferungsverbot

an Tuning-Unternehmen – Porsche-Tuning II

a) Erheblich im Sinne des § 33 Abs. 4 Nr. 1

Buchst. a GWB ist eine Anzahl betroffener Unter-

nehmen dann, wenn sie in der Weise repräsen-

tativ sind, dass ein missbräuchliches Vorgehen

des Verbands zur Durchsetzung von Individual-

interessen ausgeschlossen werden kann.

b) Ein Vertragshändlern auferlegtes, auf die Kun-

dengruppe der Unternehmen, die sich mit dem

individuellen Umbau, der Umrüstung durch Aus-

tausch von Fahrzeugkomponenten und der Leis-

tungssteigerung (Tuning) von Serienfahrzeugen

einer bestimmten Marke (hier: Porsche) befas-

sen, bezogenes und beschränktes Belieferungs-

verbot ist eine bezweckte Wettbewerbsbe-

schränkung.

c) In einem selektiven Vertriebssystem ist der für

den Umfang einer zulässigen Vertriebsbindung

maßgebliche Begriff des Wiederverkäufers ob-

jektiv zu bestimmen. Tuning-Unternehmen sind

als solche keine Wiederverkäufer.

d) Die Darlegungs- und Beweislast für die Einhal-

tung der Marktanteilsschwelle des Art. 3 Abs. 1

Vertikal-GVO obliegt derjenigen Partei, die sich

darauf beruft.

BGH, Urteil vom 6.7.2021 – KZR 35/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-2177-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: LKW-Kartell II – Kartellbetroffenheit

auch mittelbarer Erwerbsvorgänge

a) Der Erfahrungssatz, dass im Rahmen eines

Kartells erzielte Marktpreise im Schnitt über

denjenigen liegen, die sich ohne die wettbe-

werbsbeschränkende Absprache gebildet hät-

ten, ist auch bei der Abstimmung von Listen-

preisen eines Produkts durch Hersteller zu be-

achten, wenn die Listenpreise die Grundlage

der Preisgestaltung auf der Herstellerebene

bilden und Listenpreiserhöhungen für die

nicht am Kartell beteiligten Vertriebsunterneh-

men der Hersteller oder deren Produkte ver-

treibende selbständige Händler, die die Trans-

aktionspreise mit den Abnehmern vereinba-

ren, Kostensteigerungen bei der Produktion

indizieren.

b) Die Sechsmonatsfrist des § 204 Abs. 2 BGB

beginnt bei Kartellschadensersatzansprüchen,

deren Verjährung wegen der Einleitung eines

Verfahrens durch die Europäische Kommission

wegen eines Kartellverstoßes gemäß § 33 Abs. 5

GWB 2005 gehemmt wird, nicht mit der Be-

kanntgabe des Bußgeldbescheids, sondern mit

dem Ablauf der Frist für die Erhebung der Nich-

tigkeitsklage nach Art. 263 Abs. 4 AEUV.

BGH, Urteil vom 13.4.2021 – KZR 19/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-2177-2

unterwww.betriebs-berater.de

 Die Entscheidung wird in einer der kommen-

den Ausgaben des BB von Maritzen besprochen.

Verwaltung
BaFin: Prämiensparverträge – Anordnung

gegenüber Kreditinstituten wegen Rechts-

behelfen vorerst nicht vollziehbar

Die BaFin verpflichtete Kreditinstitute mit ihrer

am 21.6.2021 veröffentlichten Allgemeinverfü-

gung dazu, Prämiensparkunden über unwirksa-

me Zinsanpassungsklauseln zu informieren

und ihnen entweder unwiderruflich eine Zins-

nachberechnung zuzusichern oder einen Ände-

rungsvertrag mit einer wirksamen Zinsanpas-

sungsklausel anzubieten, der die BGH-Recht-

sprechung aus dem Jahr 2010 (Urteil vom

13.4.2010 – XI ZR 197/09) berücksichtigt. Mehr

als 1.100 Kreditinstitute legten Widerspruch

gegen diese Allgemeinverfügung ein. Das be-

deutet: Aufgrund der aufschiebenden Wirkung

ihrer Rechtsbehelfe brauchen diese Institute

bis zu einer endgültigen verwaltungsgerichtli-

chen Klärung von Gesetzes wegen die mit die-

ser Verfügung angeordneten Pflichten nicht zu

erfüllen. In diesem Zeitraum könnten individu-

elle Ansprüche von betroffenen Prämienspar-

kunden auf eine ordnungsgemäße Verzinsung

verjähren. Um eine Verjährung zu vermeiden,

müssten Verbraucher diese Ansprüche ggf.

selbst auf dem zivilrechtlichen Weg geltend

machen.
(PM BaFin vom 9.9.2021)
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